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Gemeinsamer Bundesausschuss: Richtlinie zur 
ambulanten Behandlung im Krankenhaus wurde 
an neue gesetzliche Grundlagen angepasst 
 
 
Siegburg/Berlin, 19. Oktober 2007 – Der Gemeinsame Bundesausschuss     
(G-BA) hat die bestehende Richtlinie „Ambulante Behandlung im Krankenhaus 
nach § 116b SGB V“ an die geänderte Gesetzeslage nach Inkrafttreten des GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetz (GKV-WSG) angepasst.  
 
Nach der früheren Regelung konnten die Krankenkassen mit zugelassenen Kran-
kenhäusern Verträge über die ambulante Erbringung hochspezialisierter Leistun-
gen sowie zur Behandlung seltener Erkrankungen und Erkrankungen mit beson-
deren Krankheitsverläufen schließen, sofern die Leistungen und Behandlungen in 
dem Katalog nach § 116b Abs. 3 SGB V oder in den Ergänzungen, die der G-BA 
vorzunehmen hat, enthalten sind. Dies ist nach der aktuellen Rechtslage nun 
anders: Die Vertragskompetenz der Krankenkassen ist entfallen. Ein Krankenhaus 
ist nach der neuen Fassung des § 116b Abs. 2 SGB V dann zur ambulanten Be-
handlung berechtigt, wenn und soweit es im Rahmen der Krankenhausplanung 
des Landes als geeignet dazu bestimmt worden ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbstverwal-
tung der Ärzte, Zahnärzte, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtli-
nien den Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der 
G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechts-
grundlage für die Arbeit des G-BA ist das fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). 
 
Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament durch 
Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die konkrete Umset-
zung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher 
Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 
 
Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den aktuellen Stand der medizinischen Erkenntnisse und 
untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Notwendigkeit und die Wirt-
schaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige 
Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären 
Versorgung. 
 
Weitere Informationen finden Sie unter http://www.g-ba.de. 

 
 


